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Geſetz-Sammlung 


für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 


— Nr. 16. 


Inhalt: Allerhöchſter Erlaß, betreffend die Verlegung des Sitzes der Königlichen Eiſenbahnkommiſſion 
der Oberſchleſiſchen Bahn zu Frankenſtein nach Neiſſe, S. 177. — Vertrag zwiſchen Preußen, 
Oldenburg und Bremen wegen der künftigen Unterhaltung der Schiffahrtszeichen auf der Unter⸗ 


weſer, S. 178. 


(Nr. 8511.) Allerhöchſter Erlaß vom 25. Juni 1877., betreffend die Verlegung des Sitzes 
der Königlichen Eiſenbahnkommiſſion der Oberſchleſiſchen Bahn zu Franken⸗ 
ſtein nach Neiſſe. 

Ai Ihren Bericht vom 21. Juni d. J. will Ich hierdurch genehmigen, daß 

der Sitz der auf Grund Meines Erlaſſes vom 28. September 1872. (Geſetz⸗ 


Samml. S. 637.) für die Verwaltung des Oberſchleſiſchen Eiſenbahnunterneh⸗ 
mens in Frankenſtein eingeſetzten Königlichen Eiſenbahnkommiſſion nach Neiſſe 


verlegt wird. 
Dieſer Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zu veröffentlichen. 
Bad Ems, den 25. Juni 1877. 


Wilhelm. 


Achenbach. 
An den Miniſter für Aue Gewerbe und 
öffentliche Arbeiten. 
Jahrgang 1877. (Nr. 8511-8512.) 29 (Nr, 8512) 


Ausgegeben zu Berlin den 6. Juli 1877. 


(Nr. 8512.) Vertrag zwiſchen Preußen, Oldenburg und Bremen wegen der künftigen Unter, 
haltung der Schiffahrtszeichen auf der Unterweſer. Vom 6. März 1876. 


Nachdem Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen, Seine 
Königliche bel der Großherzog, von Dldenburg und der Senat der freien 
St zremen über eine gemeinfchaftliche Betbeligung an den Koſten der 
chiffahrtszeichen auf der Unterweſer und über die Erhebung einer dieſem Zwecke 
dienenden Abgabe übereingekommen find, haben Behufs Feſtſtellung der deshalb 
erforderlichen näheren Verabredungen zu Bevollmächtigten ernannt: 


Seine Majeſtät der König von Preußen: 
den Geheimen Ober-Regierungsrath Wendt, 
den Geheimen Ober-Baurath Gercke, 
den Geheimen Finanzrath Girth und 
den Geheimen Finanzrath Germar; 


Seine Königliche Hoheit der Großherzog von Oldenburg: 
den Oberamtmann Strackerjan und 
den Geheimen Miniſterialrath Jan ſen; 


der Senat der freien Hanſeſtadt Bremen: 
den Senator Dr. Gildemeiſter, 


von welchen, unter Vorbehalt der Ratifikation, der nachſtehende Vertrag abge— 
ſchloſſen worden iſt. 
Artikel 1. 

Preußen, Oldenburg und Bremen unterhalten fortan die für die Unter- 
weſer von Vegeſack abwärts bis zur offenen See erforderlichen Schiffahrtszeichen 
einſchließlich des Leuchtſchiffs vor der Weſer- und Jade-Mündung auf gemein⸗ 
ſchaftliche Koſten. 

Die auf der bezeichneten Stromſtrecke gegenwärtig vorhandenen Schiffahrts- 
eichen bleiben nebſt Allem, was bisher zu ihrer Herſtellung, Unterhaltung und 
Beauffichtigung diente, ihrem Zwecke erhalten, und findet auch auf fie die Be- 
ſtimmung des erſten Abſatzes Anwendung. 


Artikel 2. 

Die nach Artikel 1. den vertragenden Staaten obliegenden gemeinſchaftlichen 
Ausgaben ſollen aus dem Ertrage der in Artikel 4. vorgeſehenen Schiffahrts⸗ 
abgabe und, ſoweit dieſer nicht ausreicht, aus Beiträgen beſtritten wer en, von 
denen Bremen Yo, Preußen und Oldenburg je ½ übernehmen. 


Artikel 3. 


Unter der Vorausſetzung, daß das Deutſche Reich die Unterhaltung des 
Leuchtthurms und Leuchtfeuers auf der Inſel Wangerooge auf alleinige 
Koſten übernimmt, auch daſelbſt zur Verhütung des Abbruchs Strandbefeſti⸗ 

gungen 


i 
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gungen anlegt, dieſelben nebſt dem dortigen alten Kirchthurm unterhält und die 
desfallfigen Anlage- und Unterhaltungstoften, ſoweit fie nicht nach Nr. 2. dieses 
Artikels den vertragenden Staaten zur Laſt fallen, ſeinerſeits beſtreitet, wird Fol- 
gendes vereinbart: 

1) Oldenburg wird das zur Ausführung der Strandbefeſtigungen, ſowie 
für den Leuchtfeuer und Signalbetrieb und zur Errichtung der hierzu 
nöthigen Anlagen erforderliche Areal, ſoweit letzteres Oldenburgiſches 
Staatseigenthum iſt, dem Reiche unentgeltlich zur Verfügung ſellen 

2) Die Hälfte der Anlagekoſten der e wird bis zum 

ee von 583,250 Mark von den vertragenden Staaten in der 

eiſe übernommen, daß Preußen , Oldenburg ½ und Bremen ?/, bei- 
trägt. Von den Koſten der Unterhaltung der Strandbefeſtigungen, 
ſowie des alten Kirchthurms wird die Hälfte bis zum Höchſtbetrage 
von jährlich 10,000 Mark ebenfalls von dieſen Staaten beſtritten, und 
zwar zunächſt die Summe von 6000 Mark aus dem Ertrage der 
Schiffahrtsabgabe (Artikel 4.), ſoweit derſelbe nach Abzug der im 
Artikel 2. genannten Ausgaben dazu noch ausreicht, der Restbetrag 
durch baare, nach dem bezeichneten Verhältniſſe aufzubringende Beiträge. 
Die in einzelnen Jahren etwa nicht geforderten Leiſtungen für die 
Unterhaltungskoſten ſind bei ſpäter eintretendem Bedarf nachzuzahlen, 
in keinem einzelnen Falle jedoch mit einer den Betrag von 100,000 
Mark überſteigenden Summe. 

3) Die ſämmtlichen Anlagen, ſowie der alte Kirchthurm gehen nebſt dem 
dazu gehörigen Grund und Boden, unbeſchadet der Territorialhoheit, 
in das Eigenthum des Deutſchen Reichs über. 

4) Oldenburg verpflichtet fich, keinerlei Anlagen auf der Inſel Wangerooge 
auszuführen oder zu geſtatten, welche nach dem Urtheil der Kaiſerlich 
Deutſchen Marineverwaltung mit dem Strandbefeſtigungsplane nicht 
im Einklange ſtehen. 


Artikel 4. 


Zu den in den Artikeln 1. und 3. genannten Zwecken werden die vertra⸗ 
genden Staaten von dem über 200 Kubikmeter hinausgehenden Raumgehalte 
jedes in die Weſer einlaufenden Schiffs ohne Unterſchied der Flagge und des 
Heimathshafens ein Feuer- und Bakengeld zum Betrage von höchſtens 10 Reichs⸗ 
pfennigen für das Kubikmeter erheben. Das Aufkommen aus demſelben darf 
5 518 anderen, als den in dieſem Vertrage angegebenen Zwecken verwendet 

rden. f 

Artikel 5. 

„.. Die Beſtimmungen der Artikel 1. und 2. des gegenwärtigen Vertrages 
erlöſchen, falls das nach Artikel 4. einzuführende Feuer⸗ und Bakengeld wieder 
aufgehoben werden ſollte. Es treten dann die bisherigen Verpflichtungen in 
in al die Unterhaltung der im Artikel 1. gedachten Schiffahrtszeichen wieder 

aft. 


(Nr. 8512) Art. 
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Artikel 6. 
Die Regierungen der vertragenden Staaten werden im Anſchluß an dieſen 
Vertrag die Ausführungsbeſtimmungen vereinbaren, insbeſondere über: 
1) den Tarif für die Erhebung des Feuer- und Bakengeldes, 
2) die Bildung eines Reſervefonds und 


3) die Beſorgung der mit der Unterhaltung der Schiffahrtszeichen und der 
Erhebung des Feuer- und Bakengeldes verbundenen Geſchäfte. 


Artikel 7. 


Die Urkunden über die Ratifikation des gegenwärtigen Vertrages ſollen 
vor dem 1. Juni 1876. in Berlin ausgewechſelt werden. 


Der Vertrag tritt mit dem Beginn des zweiten auf die Auswechſelung 
folgenden Monats in Kraft. Von dieſem Tage ab beginnt die Erhebung des 
Feuer- und Bakengeldes und fällt die Bremiſche Seeſchiffahrtsabgabe fort. 


So geſchehen Berlin, den 6. März 1876. 


(L. S.) Wendt. 

(L. S.) O. Gercke. 
(L. S.) Girth. 

(L. S.) Germar. 

(L. S.) Strackerjan. 
(. S.) Janſen. 

(L. S.) Gildemeiſter. 


Der vorſtehende Vertrag iſt, nachdem die im Artikel 7. deſſelben feſtgeſetzten 
Friſten durch nachträgliche Vereinbarung zwiſchen den vertragſchließenden heilen 
um den Zeitraum eines Jahres hinausgeſchoben, ratifizirt worden, und die Aus⸗ 
wechſelung der Ratifikations-Urkunden hat am 30. Mai 1877. ſtattgefunden. 


Redigirt im Büreau des Staats, Minifteriums. 
Berlin, gedruckt in der vormaligen Geheimen Ober⸗Hofbuchdruckerei (unter Reichsverwaltung). 


